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Antrag

der Fraktion der SPD, der Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Volle Kontrolle für Bürger*innen – Einführung eines Online-Datenchecks für Berlin

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen:
Der Senat wird aufgefordert,

1. die gesetzliche Möglichkeit einer Datenkontrolle für Bürger*innen („Datencheck“)
zu schaffen. Die Datenkontrolle soll alle bei Onlineverwaltungsleistungen des Landes
Berlin erfassten persönlichen Daten der jeweiligen Nutzer*innen übersichtlich darstel-
len und zu mehr Datentransparenz führen.

2. den Datencheck mit dem Ausbau der Anzahl der Online-Dienstleistungen kontinuier-
lich weiterzuentwickeln und als notwendigen Bestandteil für die Integration weiterer
Dienste der Berliner Verwaltung vorauszusetzen.

3. perspektivisch Dienstleistungen wie zum Beispiel einen „automatisierten Auskunfts-
anspruch“ aus anderen Verwaltungsvorgängen oder das Antragsverfahren zur Lö-
schung von personenbezogenen Daten in den Datencheck zu integrieren.

Dem Abgeordnetenhaus ist erstmals zum 01. Juni 2019 zu berichten.

Begründung:
Zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben erfasst das Land Berlin in einer Vielzahl von Vorgän-
gen die persönlichen Daten von Bürger*innen, oft von Geburt an. Wohnsitzanmeldungen,
Kindergeldanträge, Parkraumanträge, Kfz-Zulassungen – überall werden seit jeher personen-
bezogene Daten erhoben, um die Aufgabenerfüllung zu ermöglichen. Nur wenigen Bür-
ger*innen ist dabei bewusst, welche Daten von welchen Stellen für welchen Zeitraum über sie
gespeichert werden.
Die Digitalisierung der Berliner Verwaltung und das Service-Konto Berlin erlauben dahinge-
hend nicht nur, mit modernen Methoden die Erhebung der Daten auf notwendige Vorgänge zu
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reduzieren, sondern bieten auch eine Chance, den Bürger*innen eine bessere Kontrolle sowie
Transparenz über die von ihnen gespeicherten Daten zu geben.

Der Datencheck soll dabei im ersten Schritt zunächst einen einheitlichen Überblick über die
aktuell über das Service-Konto Berlin verarbeiteten personenbezogenen Daten darstellen und
mit einem Blick allgemeinverständlich aufbereiten, zu welchem Verfahren bei welchen Stel-
len jeweils welche Daten gespeichert werden.

Für neue Verfahren, die dem Service-Konto Berlin hinzugefügt werden, soll die technische
Anbindung an den Datencheck zum Pflichtbestandteil werden.

Perspektivisch wollen wir daran arbeiten, die Auskunftsansprüche der Bürger*innen gegen-
über den Berliner Behörden zu automatisieren: Wo aktuell Bürger*innen einen Antrag an die
jeweilige Behörde stellen müssen, um nach z.T. langer Wartezeit eine schriftliche Auskunft
per Post übersendet zu bekommen, soll in Zukunft der „automatisierte Auskunftsanspruch“
jeder Bürgerin und jedem Bürger die über sie erfassten Daten über den Datencheck zur Ver-
fügung stellen. Antragsverfahren dazu sollen somit perspektivisch überflüssig und damit auch
die Behörden entlastet werden.
Darüber hinaus soll der Datencheck zukünftig auch Funktionen enthalten, die Bürger*innen
die Wahrnehmung ihrer Rechte aus dem Datenschutz, z.B. auf Löschung ihrer Daten, mit ei-
nem digitalisierten Verfahren ermöglichen.

Die Einrichtung des Datenchecks schafft Transparenz, Vertrauen in den staatlichen Umgang
mit Daten und vereinfacht die Wahrnehmung von Rechten. Sie ist zentraler Bestandteil in
einer behördlichen Datenschutzstrategie für die Bürger*innen in Berlin.

Berlin, d. 20. November 2018

Saleh  Buchholz Kohlmeier
und die übrigen Mitglieder der Fraktion

der SPD

Bluhm  U. Wolf  Schrader
und die übrigen Mitglieder der Fraktion

Die Linke

Kapek  Gebel  Ziller
und die übrigen Mitglieder der Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen


